Checkliste 

Durchsuchung und Beschlagnahme
- Unternehmenszentrale - 

1. Der Empfang benachrichtigt unverzüglich die Vorstände/Unternehmensleitungsorgane und die Kanzlei Dr. Schmitz, wenn Beamte der Staatsanwaltschaft und sonstige Ermittlungspersonen zur Durchsuchung erscheinen. 
2. Der Empfang führt die Beamten zunächst in den Besprechungsraum. Die hinzukommende verantwortliche Kontaktperson des Unternehmens notiert Dienstausweise, Namen, Dienststellungen und Behörden eines/einer jeden Beamten/Beamtin. Es wird gefragt, wer die/der Durchsuchungsleiter/in ist.
3. Durchsuchungsbeschluss oder Durchsuchungs- und Beschlagnahmebeschluss aushändigen lassen. 

4. Der Beschuss sollte unverzüglich zur ersten Durchsicht an die Kanzlei Dr. Schmitz weitergeleitet werden.
(Es gibt keine Telefonsperre, soweit telefonische Kontakte nicht den Durchsuchungszweck gefährden!)

5. Die verantwortliche Kontaktperson sollte sich kurz von den Ermittlungspersonen über den Vorgang mündlich informieren lassen. Die verantwortliche Kontaktperson kann dann um kurzfristigen Aufschub der Ermittlungsmaßnahmen zur internen Organisation bitten. Ein Rechtsanspruch darauf besteht nicht. 
6. Wenn möglich, sollten technische Details der Durchsuchung im gegenseitigen Einvernehmen geregelt werden. Das sind Bereitstellen eines Besprechungsraums, Kopiermöglichkeiten, sowie Verpflegung etc.
7. Die zwischenzeitlich gefertigten Kopien des Durchsuchungs- und/oder Beschlagnahmebeschlusses sind den weiteren notwendigen Kontaktpersonen im Unternehmen auszuhändigen, die die Durchsuchungsbeamten im Gebäude begleiten sollen. Die weiteren Kontaktpersonen begleiten die Ermittlungsgruppen in die zu durchsuchenden Räumlichkeiten.
8.
Die Kontaktpersonen sollten sich mit der/dem Anwalt/Anwältin, die zwischenzeitlich zugegen sein sollte, in Verbindung setzen, wenn Unklarheiten über den Umfang der Durchsuchungsobjekte besteht, damit ein Einvernehmen erzielt werden kann.
9.
Gespräche zwischen Mitarbeitern/Mitarbeiterinnen und Ermittlungspersonen zur Sache können bereits Beschuldigten- oder Zeugenbefragungen darstellen. 
Denn zunächst ist die prozessuale Rolle des Mitarbeiters (Beschuldigter oder Zeuge) zu klären.

Der beschuldigte Mitarbeiter darf einen eigenen Rechtsanwalt als Berater hinzuziehen und kann von seinem Schweigerecht Gebrauch machen. 

Soll eine Zeugenvernehmung stattfinden, hat der Zeuge Anspruch auf einen Anwalt als Beistand und darf vorher sich mit seinem Anwalt besprechen. Ggf. kann dann ein Vernehmungstermin für einen anderen Tag vereinbart werden. Da aber durch die Neuerungen der StPO die Zeugen gegenüber Polizeibeamten eine Erscheinungspflicht haben, kann es schon im Rahmen der Durchsuchungsmaßnahme zu Zeugenvernehmungen kommen. Hier ist anwaltliche Begleitung erforderlich.
Gespräche über technische Details zum reibungslosen Ablauf der Durchsuchung sollen erfolgen. 

10.
Auf keinen Fall darf die Durchsuchung behindert und/oder Unterlagen beiseite geschafft oder vernichtet werden. Schränke etc. sind auf Verlangen der Ermittlungspersonen zu öffnen, auch wenn sie nur Unterlagen enthalten, die vom Durchsuchungsbeschluss nicht erfasst oder aus Sicht des Unternehmens für den Vorgang nicht von Bedeutung sind.  
11.
Wenn möglich, werden die von den Ermittlungspersonen mitzunehmenden Leitzordner/Kartons durch die/dem Anwältin/Anwalt übersichtshalber kurz angeschaut.
12.
Auch soll auf eine ordnungsgemäße Niederschrift der mitgenommenen Unterlagen geachtet werden. 

13.
Es wird dann im Anschluss an die Durchsuchungsmaßnahme mit dem Unternehmen geklärt, ob z. B. zum Schutz Daten Dritter Widerspruch einzulegen ist. Die Niederschrift wird dann darauf überprüft. 
14. 
Die Anwälte der Kanzlei Dr. Schmitz werden ferner mit der Staatsanwaltschaft besprechen, welche weiteren Maßnahmen erfolgen und wie z. B. mit den sichergestellten Unterlagen umgegangen werden soll, wenn diese wieder für das Unternehmen vonnöten sind. 
15. Nach Abschluss der Ermittlungshandlungen werden Vermerke über den Ablauf der Durchsuchung gefertigt, wobei diese auch auf Streitpunkte z.B. zum Umfang des Beschlusses hinweisen.
16. In der Regel wird zu einem späteren Zeitpunkt je nach weiterem Fortgang der Ermittlungen mit dem Unternehmen besprochen, ob das Rechtsmittel der Beschwerde ergriffen wird oder welche Maßnahmen bei Vermögensarresten zugriffen werden sollen, um möglichst Schaden von dem Unternehmen fern zu halten. 
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